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(Nr. 2394.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. November 1843, betreffend die Ermäßigung 
der Strafe des Art. 96. des in der Rheinprovinz geltenden Geſetzes vom 
21. April 1810. hinſichtlich der Entwendung von Stein- und Braun- 
Kohlen. 
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D die Strafe, welche im Artikel 96. des, in einem Theile der Rheinprovinz 
beſtehenden Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810. gegen Bergwerkskontraven⸗ 
tionen angeordnet iſt, bei minder erheblichen Entwendungen von Stein⸗ und 
Braunkohlen zu unverhaͤltnißmaͤßigen Haͤrten führe, ſo beſtimme Ich in Ber 


ruͤckſichtigung des Antrages des Rheiniſchen Provinzial» Landtags auf Ihren 


Bericht vom 13. v. M., daß die gedachte Strafe bei ſolchen Entwendungen 
von Stein⸗ und Braunkohlen, welche auf dem Ausgehenden der Floͤtze und 
Lager, mithin da veruͤbt werden, wo dieſe Foſſilien zu Tage kommen, und es 
keiner beſonderen Vorrichtung zu ihrer Gewinnung bedarf, nach dem Ermeſſen 
des Richters im erſten Kontraventionsfall bis auf Fuͤnf Thaler Geldbuße, und 
im Ruͤckfalle bis auf Zehn Thaler Geldbuße, oder verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß 
ermaͤßigt werden kann. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung be⸗ 
kannt zu machen. 
Sansſouci, den 8. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Bodelſchwingh. 
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(Nr. 2395.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. November 1843. betreffend die Vermehrung 
der Steigungsſätze für die Gewerbeſteuer-Veranlagung. 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. genehmige Ich, 
daß die Gewerbeſteuer für die nach Mittelfägen ſteuerpflichtigen Gewerbsklaſſen, 
vom Anfange des naͤchſten Jahres an, nicht bloß in den unter Nr. 12. lit. A. 
bis E. und lit. H. der Beilage B. zum Gewerbeſteuergeſetze vom 30. Mai 1820. 
vorgeſchriebenen Steigungsſaͤtzen von 2, A, 6, 8, 12, 18, 24, 30, 36, 48 Tha⸗ 
lern und demnaͤchſt um jedesmal 12 Thaler wachſend, ſondern außerdem auch 


in Jahresbetraͤgen von 10, 14, 16, 20, 28, 32, 42, 54 und 66 Thalern, und Ä 


erft von dem Satze von 72 Thalern ab, um jedesmal 12 Thaler wachſend, ver: 
anlagt werden kann, wobei jedoch die in der erwähnten Beilage zu dem Ger 
werbeſteuergeſetze vorgeſchriebenen niedrigſten Steuerſaͤtze feſtzuhalten find. 
Vorſtehende Beſtimmungen ſind auch auf die, von den Baͤckern und 
Schlaͤchtern in Orten der erſten und zweiten Gewerbeſteuer- Abtheilung, ſowie 
auf die, fuͤr die Brauerei zu entrichtende Gewerbeſteuer, Anwendung. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Charlottenburg, den 24. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


